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Jahrgang 2024 04.02.2025 Nummer 6

Bekanntmachung Landratsamt Oberallgau

Offentliche Zustellung

Bescheid des Landratsamtes Oberallgdu vom 04.09.2025 an Herrn Olia Gholami, wh. zuletzt Illerstr. 13, 87448
Waltenhofen, Adresse derzeit unbekannt, wegen Ausweisung, Ablehnung Antrag auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels, Ausreiseaufforderung, Abschiebungsandrohung und Festsetzung eines Einreise- und
Aufenthaltsverbotes fiir den Bereich der Bundesrepublik Deutschland.

Der Bescheid des Landratsamtes Oberallgdu an Herrn Olia Gholami wird hiermit 6ffentlich zugestellt und kann beim
Landratsamt Oberallgdu, Amt fiir Migration, Oberallgiuer Platz 2, 87527 Sonthofen wahrend der Offnungszeiten
eingesehen werden.

Dieser Bescheid gilt zwei Wochen nach dem Tag des Aushangens als zugestellt.

Sonthofen, 27.01.2025
gez. Lindner 30



Gemeinde
Stadt Sonthofen

Verwaltungsgemeinschaft

Zutreffendes bitte ankreuzen
oder in Druckschrift ausfillen

WAHLBEKANNTMACHUNG

zur Bundestagswahl

1. Am 23. Februar 2025 findet die Bundestagswabhl statt.
Die Wahl dauert von 8 bis 18 Uhr.

2. Die Gemeinde

Dbildet einen Wahlbezirk. Der Wahlraum befindet sich in

(Bezeichnung und genaue Anschrift des Wahlraums)

Der Wahlraum ist Dbarrierefrei |:|nicht barrierefrei.

Zahl

|:|ist in folgende Wahlbezirke eingeteilt.
Wabhlbezirk / Sonderwahlbezirk Wahlraum
Nr. Abgrenzung Bezeichnung und genaue Anschrift b?arr/lenree;‘rr]el

Zahl
Xistin 14 allgemeine Wahlbezirke eingeteilt.

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 13. Januar 2025 _ bis

02. Februar 2025 iibersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem die

Wahlberechtigten zu wahlen haben.

Zahl
|:|ist in Sonderwahlbezirk(e) eingeteilt, und zwar:




(Bezeichnung und genaue Anschrift des Sonderwahlbezirks/der Sonderwahlbezirke, barrierefrei ja/nein)
3. |Z|Der Briefwahlvorstand/Die Briefwahlvorstande tritt/treten zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses um

16 Uhr im Rathaus, Rathausplatz 1, 87527 Sonthofen
(Bezeichnung und genaue Anschrift des Auszahlungsraums/der Auszahlungsraume)

Zusammen.

4. Jede wahlberechtigte Person kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wahlen, in dessen Wahlerverzeichnis sie
eingetragen ist. Die Wahlerinnen und Wahler haben ihre Wahlbenachrichtigung und ihren amtlichen
Personalausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.

Die Wahlbenachrichtigung ist auf Verlangen bei der Wahl abzugeben.

Gewahlt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede Wabhlerin und jeder Wahler erhalt bei Betreten des Wahlraums einen
Stimmzettel ausgehandigt.

Jede Wahlerin und jeder Wahler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthalt jeweils unter fortlaufender Nummer

a) fir die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber und Bewerberinnen der zugelassenen
Kreiswahlvorschlage unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, bei
anderen Kreiswahlvorschlagen aulerdem des Kennworts und rechts von dem Namen jedes Bewerbers und jeder
Bewerberin einen Kreis fir die Kennzeichnung,

b) fir die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der ersten fiinf Bewerber oder Bewerberinnen der zugelassenen
Landeslisten und links von der Parteibezeichnung einen Kreis fiir die Kennzeichnung.

Die wahlende Person gibt
ihre Erststimme in der Weise ab,

dass sie auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder
auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber oder welcher Bewerberin sie gelten soll,

und ihre Zweitstimme in der Weise ab,

dass sie auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf
andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll.

Der Stimmzettel muss von der wahlenden Person in einer Wahlkabine des Wahlraums oder in einem besonderen
Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass ihre Stimmabgabe nicht erkennbar ist.
In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden.

5. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind offentlich. Jede Person hat Zutritt, soweit das ohne Beeintrachtigung des
Wahlgeschafts mdglich ist.

6. Wahlerinnen und Wahler, die einen Wahlschein haben, konnen an der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein
ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises
oder
b) durch Briefwahl

teilnehmen.

Wer durch Briefwahl wéhlen will, muss sich von der Gemeinde (Verwaltungsgemeinschaft) einen Wahlschein,
einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen
Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag
angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort spatestens am Wahltag bis 18 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann
auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden.

Mit der Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen, wird fiir die wahlberechtigte Person im
Wahlerverzeichnis die Ausstellung des Wahlscheins vermerkt. Dieser Vermerk hat zur Folge, dass die
wahlberechtigte Person ohne Wahlschein weder in einem Wahllokal noch per Briefwahl wahlen kann.
Gehen die beantragten Wahlunterlagen nicht oder nicht rechtzeitig zu, sollten sich die betroffenen
Wahlberechtigten umgehend an ihr Wahlamt wenden. Bis spatestens Samstag, 22. Februar 2025, 12 Uhr,
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besteht noch die Moglichkeit, einen neuen Wahlschein beim Wahlamt zu beantragen, wenn die
wahlberechtigte Person glaubhaft versichert, dass der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist oder sie ihn
verloren hat.

7. Jede wahlberechtigte Person kann ihr Wahlrecht nur einmal und nur persoénlich ausiiben. Eine Auslibung des

Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle der wahlberechtigten Person ist unzulassig (§ 14 Abs. 4 des
Bundeswahlgesetzes).

Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme
gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei
der Kundgabe einer von der wahlberechtigiten Person selbst getroffenen und geaduRerten Wahlentscheidung
beschrankt. Unzulédssig ist eine Hilfeleistung, die unter missbrauchlicher Einflussnahme erfolgt, die
selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der wahlberechtigten Person ersetzt oder verandert oder
wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht (§ 14 Abs. 5 des Bundeswahlgesetzes).

Wer unbefugt wahlt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeifiihrt oder das Ergebnis verfalscht, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu funf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wahlt auch, wer im Rahmen zulassiger
Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine gedufierte Wahlentscheidung des
Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches).

Datum Unterschrift

Sonthofen, 03. Februar 2025 gez.

Christian Wilhelm,
1. Birgermeister 31

Bekanntmachung des Marktes Oberstdorf

Der Markt Oberstdorf erlasst folgende

Verordnung
iiber das Offenhalten der
Verkaufsstellen anlasslich der Veranstaltung
»Oberstdorfer Eiszeit
vom 23.01.2025

Aufgrund § 14 des Gesetzes uiber den Ladenschluss (Ladenschlussgesetz) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 02. Juni 2003 (BGBL. I, S. 744),i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung {iber die
Zustandigkeiten auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, der Sicherheitstechnik, des Chemikalien- und
Medizinprodukterechtes (ASiMPV) vom 2. Dezember 1998 (GVBI. Nr. 25/1998, S. 956) erlasst der Markt
Oberstdorf folgende Verordnung:

§1
Handelszweige

Anlasslich der Veranstaltung ,,Oberstdorfer Eiszeit“ am 16.02.2025 konnen alle Verkaufsstellen geoffnet
haben.
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§2
Offnungszeiten

Die Offnungszeit umfasst den Zeitraum von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr.

§3
Beschrankung auf Bezirke

Das Offenhalten beschrankt sich auf den zentralen Bereich des Gemeindegebietes des Marktes
Oberstdorf. Der Geltungsbereich ist in Anlage 1 (Lageplan) zu dieser Satzung dargestellt.

§4
Schutzbestimmungen fiir Arbeitnehmer

Zum Schutz der Arbeitnehmer sind die Schutzvorschriften flir Arbeitnehmer zu beachten. Dies sind
insbesondere die Bestimmungen der Arbeitszeitverordnung, des Manteltarifvertrages fir die
Arbeitnehmer im Einzelhandel, des Jugendarbeitsschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes.
AuRerdem ist ein Offenhalten der Verkaufsstellen (iber die festgesetzten Offnungszeiten hinaus
unzulassig.

§5
Hinweis

Auf die Ordnungswidrigkeiten-Tatbestande des § 24 Ladenschlussgesetz wird hingewiesen.

§6
Giiltigkeit

Diese Verordnung tritt am 16. Februar 2025 um 00.00 Uhr in Kraft und mit Ablauf des
16. Februar 2025 aulSer Kraft.

Markt Oberstdorf, 23.01.2025
gez.

Klaus King
Erster Burgermeister
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Anlage 1 zur
Verordnung Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen
anl. der Veranstaltung ,Oberstdorfer Eiszeit 2025" am [
16.02.2025, von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr.
Réumlicher Geltungsbereich
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Bekanntmachung des Marktes Oberstdorf

Der Markt Oberstdorf erldsst folgende

Verordnung
iiber das Offenhalten der
Verkaufsstellen anlasslich der Veranstaltung
»Oberstdorfer Fotogipfel*
vom 23.01.2025

Aufgrund & 14 des Gesetzes liber den Ladenschluss (Ladenschlussgesetz) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 02. Juni 2003 (BGBLI. I, S. 744),i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung liber die
Zustandigkeiten auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, der Sicherheitstechnik, des Chemikalien- und
Medizinprodukterechtes (ASiIMPV) vom 2. Dezember 1998 (GVBI. Nr. 25/1998, S. 956) erlasst der Markt
Oberstdorf folgende Verordnung:

§1
Handelszweige

Anlasslich der Veranstaltung ,,Oberstdorfer Fotogipfel“ am 06.07.2025 konnen alle Verkaufsstellen
gedffnet haben.
§2
Offnungszeiten

Die Offnungszeit umfasst den Zeitraum von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr.

§3
Beschrankung auf Bezirke

Das Offenhalten beschrankt sich auf den zentralen Bereich des Gemeindegebietes des Marktes
Oberstdorf. Der Geltungsbereich ist in Anlage 1 (Lageplan) zu dieser Satzung dargestellt.

§4
Schutzbestimmungen fiir Arbeitnehmer

Zum Schutz der Arbeitnehmer sind die Schutzvorschriften fiir Arbeitnehmer zu beachten. Dies sind
insbesondere die Bestimmungen der Arbeitszeitverordnung, des Manteltarifvertrages fiir die
Arbeitnehmer im Einzelhandel, des Jugendarbeitsschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes.
AuRerdem ist ein Offenhalten der Verkaufsstellen tiber die festgesetzten Offnungszeiten hinaus
unzulassig.

§5
Hinweis

Auf die Ordnungswidrigkeiten-Tatbestande des § 24 Ladenschlussgesetz wird hingewiesen.
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§6
Giiltigkeit

Diese Verordnung tritt am 06. Juli 2025 um 00.00 Uhr in Kraft und mit Ablauf des
06. Juli 2025 aulRer Kraft.

Markt Oberstdorf, 23.01.2025
gez.

Klaus King
Erster Burgermeister

Anlage 1 zur

Verordnung (iber das Offenhalten von Verkaufsstellen
anl. der Veranstaltung , Oberstdorfer Fotogipfel 2025"
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Bekanntmachung des Marktes Oberstdorf

Der Markt Oberstdorf erldsst folgende

Verordnung iiber das Offenhalten der Verkaufsstellen anlasslich der Veranstaltung ,,Oberstdorfer
Traditionsnachmittag® vom 23.01.2025

Aufgrund § 14 des Gesetzes liber den Ladenschluss (Ladenschlussgesetz) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 02. Juni 2003 (BGBL. I, S. 744),i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung iiber die
Zustandigkeiten auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, der Sicherheitstechnik, des Chemikalien- und
Medizinprodukterechtes (ASIMPV) vom 2. Dezember 1998 (GVBI. Nr. 25/1998, S. 956) erlasst der Markt
Oberstdorf folgende Verordnung:

§1
Handelszweige

Anlasslich der Veranstaltung ,,Oberstdorfer Eiszeit“ am 05.10.2025 konnen alle Verkaufsstellen geoffnet
haben.
§2
Offnungszeiten

Die Offnungszeit umfasst den Zeitraum von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr.

§3
Beschrankung auf Bezirke

Das Offenhalten beschrankt sich auf den zentralen Bereich des Gemeindegebietes des Marktes
Oberstdorf. Der Geltungsbereich ist in Anlage 1 (Lageplan) zu dieser Satzung dargestellt.

§4
Schutzbestimmungen fiir Arbeitnehmer

Zum Schutz der Arbeitnehmer sind die Schutzvorschriften flir Arbeitnehmer zu beachten. Dies sind
insbesondere die Bestimmungen der Arbeitszeitverordnung, des Manteltarifvertrages fiir die
Arbeitnehmer im Einzelhandel, des Jugendarbeitsschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes.
AuRerdem ist ein Offenhalten der Verkaufsstellen (iber die festgesetzten Offnungszeiten hinaus
unzulassig.

§5
Hinweis

Auf die Ordnungswidrigkeiten-Tatbestande des § 24 Ladenschlussgesetz wird hingewiesen.

§6
Giiltigkeit

Diese Verordnung tritt am 05. Oktober 2025 um 00.00 Uhr in Kraft und mit Ablauf des
05. Oktober 2025 aulRer Kraft.
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Markt Oberstdorf, 23.01.2025
gez.

Klaus King
Erster Burgermeister

Anlage 1 zur
Verordnung Uber das Offenhalten von Verkaufsstellen

anl. der Veranstaltung ,.Oberstdorfer Traditionsnachmittag 2025"
am 05.10.2025, von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr.
Raumlicher Geltungsbereich

11 1

BasE e
dorf== ¢+
- Oberstdorf AT

Verwaltungsgemeinschaft Hornergruppe

WAHLBEKANNTMACHUNG
zur Bundestagswahl

1. Am Sonntag, 23. Februar 2025 findet die Bundestagswahl statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2. Die Gemeinden Fischen und Ofterschwang sind in zwei allgemeine Wahlbezirke und die
Gemeinden Bolsterlang, Obermaiselstein und Balderschwang jeweils in einen allgemeinen
Wahlbezirk eingeteilt.

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 22.01. bis
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01.02.2025 ubersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in
dem die Wahlberechtigten zu wahlen haben.

Die Briefwahlvorstande treten zu Ermittlung des Briefwahlergebnisses um 16.45 Uhr in
der Verwaltungsgemeinschaft Hornergruppe, Weiler 16, 87538 Fischen i. Allgau,

Zusammen.

Jede wahlberechtigte Person kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wahlen, in
dessen Wahlerverzeichnis sie eingetragen ist. Die Wahlerinnen und Wahler haben ihre
Wahlbenachrichtigung und ihren amtlichen Personalausweis oder Reisepass zur Wahl
mitzubringen.

Die Wahlbenachrichtigung ist auf Verlangen bei der Wahl abzugeben.

Gewahlt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede Wahlerin und jeder Wahler erhalt bei Betreten des Wahlraums
einen Stimmzettel ausgehandigt.

Jede Wahlerin und jeder Wahler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.

Der Stimmzettel enthalt jeweils unter fortlaufender Nummer

a) fiir die Wahlim Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber und Bewerberinnen der
zugelassenen Kreiswahlvorschlage unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet,
auch dieser, bei anderen Kreiswahlvorschlagen auflerdem des Kennworts und rechts von dem Namen
jedes Bewerbers und jeder Bewerberin einen Kreis fiir die Kennzeichnung,

b) fiir die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine
Kurzbezeichnung verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der ersten fiinf Bewerber oder
Bewerberinnen der zugelassenen Landeslisten und links von der Parteibezeichnung einen Kreis fiir die
Kennzeichnung.

Die wahlende Person gibt

ihre Erststimme in der Weise ab,

dass sie auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz
oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber oder welcher Bewerberin sie gelten
soll,

und ihre Zweitstimme in der Weise ab,

dass sie auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis
gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste
sie gelten soll.

Der Stimmzettel muss von der wahlenden Person in einer Wahlkabine des Wahlraums oder in einem
besonderen Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass ihre Stimmabgabe nicht
erkennbar ist.

In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden.
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Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind offentlich. Jede Person hat Zutritt, soweit das ohne Beeintrachtigung des
Wahlgeschafts moglich ist.

Wahlerinnen und Wahler, die einen Wahlschein haben, konnen an der Wahlim Wahlkreis, in dem der
Wahlschein ausgestellt ist,
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises
oder
b) durch Briefwahl

teilnehmen.

Wer durch Briefwahl wahlen will, muss sich von der Gemeinde (Verwaltungsgemeinschaft) einen Wahlschein,
einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen
Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag
angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort spatestens am Wahltag bis 18 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann
auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden.

Mit der Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen, wird fiir die wahlberechtigte Person im
Wahlerverzeichnis die Ausstellung des Wahlscheins vermerkt. Dieser Vermerk hat zur Folge, dass die
wahlberechtigte Person ohne Wahlschein weder in einem Wahllokal noch per Briefwahl wahlen kann.
Gehen die beantragten Wahlunterlagen nicht oder nicht rechtzeitig zu, sollten sich die betroffenen
Wahlberechtigten umgehend an ihr Wahlamt wenden. Bis spatestens Samstag, 22. Februar 2025, 12 Uhr,
besteht noch die Moglichkeit, einen neuen Wahlschein beim Wahlamt zu beantragen, wenn die
Wahlberechtigte Person glaubhaft versichert, dass der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist oder sie ihn
verloren hat.

Jede wahlberechtigte Person kann ihr Wahlrecht nur einmal und nur persénlich ausiiben. Eine Ausiibung des
Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle der wahlberechtigten Person ist unzulassig (§ 14 Abs. 4 des
Bundeswahlgesetzes).

Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe ihrer
Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfeleistung ist auf
technische Hilfe bei der Kundgabe einer von der wahlberechtigten Person selbst getroffenen und geduRerten
Wahlentscheidung beschrankt. Unzulassig ist eine Hilfeleistung, die unter missbrauchlicher Einflussnahme
erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der wahlberechtigten Person ersetzt oder
verandert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht (§ 14 Abs. 5 des
Bundeswahlgesetzes).

Wer unbefugt wahlt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiflihrt oder das Ergebnis verfalscht,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wahlt auch, wer im Rahmen
zulassiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geadulierte
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 des
Strafgesetzbuches).

Fischen, den 04.02.2025
Gez.: Alois Ried, Gemeinschaftsvorsitzender 35
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des Satzungsbeschlusses zur 2. Anderung des Bebauungsplanes ,,Altdorf«

Der Gemeinderat der Gemeinde Burgberg i.Allgdu hat am 18.07.2024 die 2. Anderung des Bebauungsplanes
JAltdorf* in der Fassung vom 03.07.2024 als Satzung beschlossen. Der réumliche Geltungsbereich befindet sich
zwischen der Griintenstrae und dem Knappenweg im Osten des Hauptortes der Gemeinde Burgberg i.Allgau
und ist im abgebildeten Lageplan dargestellt.

Diese 2. Anderung des Bebauungsplanes ,Altdorf* wird gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) durch diese
Bekanntmachung rechtsverbindlich. Ein Genehmigungsverfahren beim Landratsamt Oberallgdu war nicht
erforderlich, da Satzungen gem. § 34 Abs. 4 BauGB kraft Bundesrecht keiner Genehmigung des Landratsamtes
Oberallgdu bediirfen.

Die 2. Anderung des Bebauungsplanes ,Altdorf* bestehend aus Planzeichnung, Satzung und Begriindung kann
ab Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus der Gemeinde Burgberg i.Allgdu (Griintenstralie 2, 87545
Burgberg i.Allgdu, Haupt- und Bauamt im Obergeschoss) wahrend der allgemeinen Offnungszeiten eingesehen
werden. Jedermann kann die Satzung einsehen und tber ihren Inhalt Auskunft verlangen.

Daneben ist die Satzung mit Begriindung im Internet unter

http://www.gemeinde-burgberg.de/rathaus-burgberg/bauleitplaene und unter
https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal
eingestellt und einsehbar.

Gemal §215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Baugesetzbuches beim
Zustandekommen einer Ortsabrundungssatzung unbeachtlich, wenn sie im Falle einer beachtlichen Verletzung der
in §214 Abs. 1 Satz1 Nr. 1 bis 4 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften oder im Falle von
beachtlichen Mangeln des Abwégungsvorgangs (§214 Abs. 3 Satz2 BauGB) nicht schriftlich innerhalb eines Jahres
seit Bekanntmachung der Ortsabrundungssatzung gegeniiber der Gemeinde geltend gemacht worden ist. Der
Sachverhalt, der die Verletzung oder die Mangel begriinden soll, ist darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB).

Auf die Vorschriften des §44 Abs. 3 Satz1 und 2 und Abs. 4 BauGB liber die fristgemaRe Geltendmachung etwaiger
Entschadigungsanspriiche fiir Eingriffe in eine bisher zuldssige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und tiber das
Erloéschen von Entschadigungsanspriichen innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die
Vermdgensnachteile eingetreten sind, wird hingewiesen.

Burgberg i.Allgau, den 29.01.2025
GEMEINDE BURGBERG I.ALLGAU
Gez.

André Eckardt
Erster Blirgermeister 36
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BEKANNTMACHUNG des MARKTES OBERSTDORF

Wasserrecht; Art. 15 BayWG

Einleiten von Niederschlagswasser von StraBenflachen aus einem Teilbereich des Ortsteiles
Spielmannsau in den Untergrund

Antragsteller: Markt Oberstdorf, Prinzregenten-Platz 1, 87561 Oberstdorf

Das Landratsamt Oberallgau hat mit Bescheid vom 15.01.2025 (AZ: SG 22.3-641/5N-016/24) dem

Antragsteller, die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 15 WHG zur Einleitung von

Niederschlagswasser von StraBBenflichen aus einem Teilbereich des Ortsteiles Spielmannsau in das

Grundwasser erteilt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden

beim
Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg,

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, oder
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg.
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Die Klage muss den Klager, den Beklagten [Freistaat Bayern] und den Gegenstand des Klageverfahrens
[Ausgangsbescheid mit Datum] bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur
Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und dieser Bescheid sollin
Urschrift oder Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fiir die
Ubrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fiir den
Schriftformersatz zugelassenen Form méglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsatzlich elektronisch
einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung
eine Verfahrensgebiihr fallig.

Gez. Sebastian Lipp

Das Original der ausgefertigten Verordnung kann wahrend der allgemeinen Dienststunden von
jedermann in der Bauverwaltung des Marktes Oberstdorf im DachgeschoR des Oberstdorf Hauses,
Prinzregenten-Platz 1, 87561 Oberstdorf, eingesehen werden. Die Offnungszeiten sind Montag und
Donnerstag jeweils 8:00 Uhr bis 12:30 Uhr und 13:30 Uhr bis 17 Uhr. Dienstag und Mittwoch jeweils von
8:00 Uhr bis 12:30 Uhr und Freitag von 8:00 Uhr bis 12 Uhr. Um vorherige Terminvereinbarung wird
gebeten.

Hinweise:
Nach der &ffentlichen Bekanntmachung kann bis zum Ende der Rechtsbehelfsfrist von den Betroffenen
und den Einwendungsfiihrern der wasserrechtliche Bescheid schriftlich angefordert werden.

Nach Ende der Auslegungsfrist gilt die Entscheidung den Betroffenen und Einwendungsfiihrern als
zugestellt.

Oberstdorf, 29.01.2025

Gez.

MARKT OBERSTDORF

Klaus King

Erster Burgermeister 37
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BEKANNTMACHUNGdes

MARKTES OBERSTDORF

Haushaltssatzung

des Marktes Oberstdorf
flir das Haushaltsjahr 2025
Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erldsst der Markt Oberstdorf folgende
Haushaltssatzung:
§1

Der als Anlage beigefligte Haushaltsplan mit Anlagen fiir das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit
festgesetzt, er schliefdt

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit €37.205.700
und im Vermogenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit €23.277.200
ab.

§2

(1) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen fiir Investitionen und
InvestitionsforderungsmaBBnahmen im Vermogenshaushalt wird auf € 9.282.000
festgesetzt.

(2) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen fiir Investitionen und
Investitionsforderungsmafnahmen nach dem Vermogensplan
des Eigenbetriebes ,,Gemeindewerke Oberstdorf* wird auf € 350.000
festgesetzt.

(3) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen fiir Investitionen und
InvestitionsforderungsmaRnahmen nach dem Vermogensplan
des Eigenbetriebes ,,Kurbetriebe Oberstdorf* wird auf €19.094.000
festgesetzt.

(4) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen fiir Investitionen und
Investitionsforderungsmafnahmen nach dem Vermogensplan
des Eigenbetriebes ,,Sportstatten Oberstdorf* wird auf € 1.825.000
festgesetzt.
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§3

(1) Verpflichtungsermachtigungen im Vermdgenshaushalt
des Marktes Oberstdorf werden nicht festgesetzt.

(2) Verpflichtungsermachtigungen im Vermogensplan des Eigenbetriebes ,,Gemeindewerke
Oberstdorf*“ werden nicht festgesetzt.

(3) Verpflichtungsermachtigungen im Vermdégensplan des Eigenbetriebes ,,Kurbetriebe
Oberstdorf*“ werden nicht festgesetzt.

(4) Verpflichtungsermachtigungen im Vermdgensplan des Eigenbetriebes ,,Sportstatten
Oberstdorf*“ werden nicht festgesetzt
festgesetzt.

§4

Die Steuersatze (Hebesatze) flir Gemeindesteuern, die fiir jedes Jahr neu festzusetzen sind, werden
wie folgt festgesetzt:

1. Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 390 v.H.
§5

(1) Der Hochstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan des Marktes Oberstdorf
wird auf € 5.000.000
festgesetzt.

(2) Der Hochstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan der Gemeindewerke
Oberstdorf wird auf € 1.000.000
festgesetzt.

(3) Der Hochstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung
der Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan der Kurbetriebe
Oberstdorf wird auf € 9.000.000
festgesetzt.

(4) Der Hochstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan der Sportstatten

Oberstdorf wird auf € 4.000.000
festgesetzt.

§6

Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2025 in Kraft.
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Das Landratsamt Oberallgau hat als Rechtsaufsichtsbehdrde mit Schreiben vom 28.01.2025,
Aktenzeichen: SG 33-941 - 0780133/he, die Haushaltssatzung rechtsaufsichtlich genehmigt.

Die Haushaltssatzung 2025 mit allen Anlagen liegt fiir die Dauer der Giiltigkeit im Oberstdorf-Haus
(Rathaus), Prinzregenten-Platz 1 (Finanzverwaltung, 2.0G) wahrend der allgemeinen Offnungszeiten zur
Einsicht aus.

Oberstdorf, 30.01.2025
Markt Oberstdorf

Klaus King
Erster Burgermeister 39

Bekanntmachung

der Gemeinde Fischen i.Allgau

Verordnung der Gemeinde Fischen i. Allgdu iiber das Faschingstreiben am ,,Gumpigen Donnerstag*
(Faschingsverordnung)

vom 24.01.2025

Hiermit wird die am 23. Januar 2025 vom Gemeinderat Fischen beschlossene und am 24. Januar 2025 ausgefertigte
Faschingsverordnung 6ffentlich bekannt gemacht.

Die Gemeinde Fischen i. Allgau erlasst aufgrund von Art. 23 Abs. 1 des Gesetzes liber das Landesstrafrecht und das
Verordnungsrecht auf dem Gebiet der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz -
LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 (BayRS 2011-2-1) zuletzt gedndert durch § 5 des
Gesetzes vom 23.12.2022 (GVBL. S. 718), folgende Verordnung:

§1
Gegenstand und Geltungsbereich der Verordnung

(1) DieVerordnung regelt das Faschingstreiben im Gemeindegebiet der Gemeinde Fischen i. Allgdu am ,Gumpigen
Donnerstag® und dem darauffolgenden Freitag.

(2) Derraumliche Geltungsbereich der Verordnung ist in dem beigefligten Lageplan rot gekennzeichnet. Der
Lageplan ist als Anlage 1 Bestandteil dieser Verordnung.

§2
Geltungsdauer
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Die Verordnung gilt ab Donnerstag, den 27.02.2025 von 10.00 Uhr bis Freitag, den 28.02.2025 um 08.00 Uhr.

§3
Verhalten wahrend des Faschingstreibens

Wahrend des Faschingstreibens hat sich jeder so zu verhalten, dass kein anderer gefahrdet oder geschadigt
wird.

Wahrend des Faschingstreibens ist nicht erlaubt:

der Ausschank von Spirituosen und branntweinhaltigen Getranken. Dies gilt auch fiir Betriebe mit einer
gaststattenrechtlichen Erlaubnis fiir die AufRenbewirtschaftung.

der Verzehr und das Mitfiihren von Spirituosen, branntweinhaltigen Getranken und Alkopops auf 6ffentlichen
Strafen, Wegen und Platzen auRerhalb von zugelassenen Gaststatten;

das Mitflihren von Waffen sowie anderen Gegenstanden, die ihrer Art nach zur Verletzung von Personen oder
zur Beschadigung von Sachen objektiv geeignet und vom Gewahrsamsinhaber subjektiv dazu bestimmt sind;

auflerhalb der Toiletten die Notdurft zu verrichten;

§4
Zuwiderhandlungen

Nach Art. 7 Abs. 2 LStVG kdnnen die Sicherheitsbehorden im Einzelfall Anordnungen treffen.

Nach Art. 23 Abs. 3 LStVG kann mit GeldbuRe bis zu einer Hohe von 1.000 EUR belegt werden, wer vorsétzlich
entgegen § 3 Abs. 1 wahrend des Faschingstreibens andere gefdhrdet oder schadigt oder den in § 3 Abs. 2
enthaltenen Bestimmungen tiber das Verhalten wahrend des Faschingstreibens zuwiderhandelt.

Andere Bugeld- oder Strafvorschriften, insbesondere des Bayer. Straften- und Wegegesetzes, der
StralRenverkehrsordnung, sowie des Waffengesetzes bleiben unberiihrt.

§5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Fischen . Allgdu, den 04.02.2025
Gez.: Bruno Sauter, Erster Burgermeister

40
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Verordnung des Landratsamtes Oberallgau iiber das Wasserschutzgebiet in der Gemarkung
Bolsterlang, Gemeinde Bolsterlang, Landkreis Oberallgdau, zum Schutz der
Kalberschachen-Quellen 1 - 3 fiir die 6ffentliche Wasserversorgung Obermaiselstein und
Niederdorf des Wasserbeschaffungsverbandes Obermaiselstein-Niederdorf vom
23.01.2025

Das Landratsamt Oberallgadu erldsst auf Grund des § 51 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und § 52 des Gesetzes zur Ordnung
des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBL I S.
2585), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 19.6.2020 (BGBL. | S. 1408) i.V. Art. 63 Abs. 1 des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 25.02.2010 (GVBL. S. 66, ber. S. 130, BayRS 753-1-
U), zuletzt gedndert durch Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBL. S. 737) folgende

Verordnung

§1 Allgemeines

Zur Sicherung der 6ffentlichen Wasserversorgung fiir das Versorgungsgebiet Obermaiselstein-Niederdorf durch den
Wasserbeschaffungsverband Obermaiselstein-Niederdorf, wird in der GemeindeBolsterlang das in § 2 naher
umschriebene Wasserschutzgebiet festgesetzt. Fiir dieses Gebiet werden die Anordnungen nach §§ 3 bis 8 erlassen.

§2 Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus
einer weiteren Schutzzone (Ill)
einer engeren Schutzzone (1) und
zwei Fassungsbereichen (I).

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen sind in dem in Anlage 1 wiedergegebenen
Lageplan eingetragen. Fiir den genauen Grenzverlauf ist ein Lageplan im MaRstab 1: 5.000 mafRgebend, der im
Landratsamt Oberallgau und in der Gemeindeverwaltung Bolsterlang niedergelegt ist; er kann dort wahrend
der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze der Schutzzone verlauft auf der jeweils
gekennzeichneten Grundstiicksgrenze oder, wenn die Schutzzonengrenze ein Grundstiick schneidet, auf der
kennzeichnenden Linie.

(3) Veranderungen der Bezeichnungen oder der Grenzen der im Schutzgebiet gelegenen Grundstiicke beriihren die
festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Die Fassungsbereich werden durch eine 2 m hohe Umzédunung, die engere Schutzzone und die weitere
Schutzzone werden, soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht.
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§3 Verbote, Beschrankungen und Handlungspflichten

(1) Essind, unbeschadet der allgemein geltenden Regelungen sowie behérdlicher Entscheidungen gem. § 52 Abs. 1
Satz 1 WHG,

in der Weiteren in der Engeren
Schutzzone Schutzzone
Nr. (Zone 1M1 (Zone )
- 1. | bei Eingriffen in den Untergrund
1.1 Aufschliisse oder nur zuldssig wie in Zone |l sowie im nur Bodenbearbeitung
Veranderungen der unmittelbaren Zusammenhang mit im Rahmen der
Erdoberflache, auch wenn den nach Nrn. 2 bis 5 zuldssigen ordnungsgemafen
Grundwasser nicht aufgedeckt | MalRnahmen, verboten fiir landwirtschaftlichen,
wird, vorzunehmen oder zu genehmigungsfreie Abgrabungen forstwirtschaftlichen
erweitern (insbesondere oder gartnerischen
linienhaft durchhaltende Nutzung zulassig,
Gelandeeinschnitte, verboten fiir
Fischteiche, Rohstoffabbau, genehmigungsfreie
genehmigungsfreie Abgrabungen
Abgrabungen gem. BayAbgrG
Art. 6 Abs. 2)
1.2 Wiederverfiillen von Baugruben, | nur zuldssig im Zuge von
Leitungsgraben und sonstiger BaumaRnahmen mit dem
Erdaufschlisse urspriinglichen Erdaushub oder
natlrlichem, unbedenklichem verboten
Bodenmaterial unter Beachtung der
bodenschutzrechtlichen Vorschriften
und Regelwerke
13 Auf- und Einbringen von verboten, auch fiir genehmigungsfreie Aufschiittungen nach
Bodenmaterial auf oderinden | BayBO Art. 57 Abs. 1 Nr. 9
Boden
1.4 Leitungen zu verlegen oder zu nur zuldssig fur
erneuern (ohne Nrn. 2.1, 3.7 und | unterirdische Leitungen ohne
6.11) Verwendung wassergefahrdender
Stoffe, zur unmittelbaren Versorgung
im Schutzgebiet befindlicher
Anwesen und Einrichtungen, verboten
Freileitungen mit Mastfundamenten
bis 3 m Tiefe, jedoch liber dem
hochsten zu erwartenden
Grundwasserstand?, ohne
Bodenverbesserungsmafinahme
1.5 Bohrungen nur zuldssig flir Bodenuntersuchungen bis zu 1 m Tiefe

1 Der héchste, natiirliche Grundwasserspiegel, der an der Einbaustelle wiederkehrend zu erwarten ist. Hierfiir ist
der héchste gemessene Grundwasserspiegel zugrunde zu legen, zuziiglich eines Sicherheitsabstandes von 0,5
Metern. In Abhdngigkeit geologischer und hydrogeologischer (z. B. starke Grundwasserschwankungen im Karst),
wetterbedingter (z. B. extreme Feuchtperioden) oder technischer (z. B. Einstellung von
Grundwasserentnahmen) Einfliisse kann im Einzelfall ein hoherer Sicherheitsabstand erforderlich sein. Sofern
langjdhrige durchgehende Messungen fiir den Standort vorliegen (> 30 Jahre, mind. 1 Messung je Monat), kann
der Sicherheitsabstand auch reduziert werden. Sofern aus Hochwasserereignissen Extremwerte im
Grundwasser resultieren, sind maximal hundertjahrliche Hochwasser (HQ100) maRgeblich. Bei fehlender
Datengrundlage ist eine Ableitung aus Messungen an benachbarten Grundwasserstellen moglich, unter
Beachtung der hydrogeologischen Verhaltnisse (z. B. Grundwassergefalle, ggf. abweichende
Untergrundverhaltnisse).
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Nr.

in der Weiteren
Schutzzone

(Zone 1M1

in der Engeren
Schutzzone

(Zone )

Untertdgige Eingriffe in den
Untergrund, auch unterhalb des
genutzten Grundwasserleiters,
auch wenn diese auflerhalb des
Wasserschutzgebietes ansetzen

verboten
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in der Weiteren

in der Engeren

Schutzzone Schutzzone

Nr. (Zone 1M1 (Zone )
. beim Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1 und 2)
2.1 Errichten oder Erweitern von

Rohrleitungsanlagen zum

Befordern wassergefahrdender

Stoffe im Sinne des § 65 UVPGii.

V. m. Nrn. 19.3 bis 19.6 der

Anlage 1 zum UVPG sowie § 2 verboten

Abs. 2 RohrFLtgV, auRerdem von

Rohrleitungsanlagen, die nicht

der AwSV unterliegen, bei denen

jedoch zumindest Anlagenteile

wassergefahrdende Stoffe

enthalten konnen
2.2 Anlagen nach § 62 Abs. 1 Satz 1, | nur zuldssig entsprechend Anlage 2, verboten

Satz 2 und Satz 3 erste Variante | Ziffer 2a) fiir Anlagen, wie sie im

WHG zum Umgang mit Rahmen von Haushalt und

wassergefahrdenden Stoffen zu | Landwirtschaft (max. 1 Jahresbedarf)

errichten oder zu erweitern tblich sind, 6 Wochen nach Anzeige

(ohne Nrn. 2.4 bis 2.6) beim Landratsamt Oberallgdu

Hinweis: Betreiben siehe Nr. 2.3
2.3 Abfiillen und Lagern nur zulassig fur

wassergefahrdender Stoffe - das Abfiillen (z. B. Betanken) liber

ztzjf\i;\%léalb von Anlagen nach § technische Schutzvorkehrungen mit

Eignungsnachweis
- das kurzfristige (wenige Tage)
verboten

Lagern von Stoffen bis
Wassergefahrdungsklasse 2 in dafiir
geeigneten, dichten

Transportbehaltern bis zu je 50 Liter




-4 -

in der Weiteren

in der Engeren

Schutzzone Schutzzone
Nr. (Zone 1M1 (Zone )
2.4 Sonstiger Umgang mit nur zuldssig fur
wassergefahrdenden Stoffen - Verwenden liber
aufderhalb von Anlagen nach § L I
62 WHG, soweit nicht nach Nrn. flissigkeitsundurchlassigen,
4.12,4.13,6.1,6.2,6.4 und 6.5 regelmafig durch Augenschein auf
2uldssig Unversehrtheit und
Funktionsfahigkeit zu
kontrollierenden, vor
Witterungseinfliissen geschiitzten
Betriebsflachen (wie z. B. in
Werkstatten), unter Bereithalten
geeigneter Bindemittel
- Mitfiihren und Verwenden der verboten
notigen Betriebsstoffe fiir
Fahrzeuge und Maschinen (auf die
Pflicht zur Gefahrenminimierung,
z. B. Verwendung biologisch
abbaubarer Kettenschmieréle, wird
hingewiesen),
- Kleinmengen im Rahmen des
Ublichen privaten Hausgebrauchs
- Winterdienst auf gewidmeten
Verkehrswegen
2.5 Abfall im Sinne der
Abfallgesetze auf Deponien
sowie bergbaulichen Abraum
oder unverwertbare verboten
Lagerstattenanteile in Gruben,
Briichen und Tagebauen
abzulagern
2.6 Genehmigungspflichtiger Verboten

Umgang mit radioaktiven
Stoffen im Sinne des
Atomgesetzes und der
Strahlenschutzverordnung
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in der Weiteren

in der Engeren

Schutzzone Schutzzone
Nr. (Zone 1M1 (Zone )
3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen
31 Abwasserbehandlungsanlagen | nur zuldssig wenn die Dichtheit der
fiir hausliches, gewerbliches Becken sowie aller zugehorigen
oder kommunales Abwasser zu | Leitungen und Schachte durch
errichten oder zu erweitern, geeignete Konzeption, Bauabnahme verboten
einschlieBlich Kleinklaranlagen | und Dichtheitspriifung vor
Inbetriebnahme sichergestellt wird
Hinweis: Betreiben siehe Nr. 3.8
3.2 Trockentoiletten nur zulassig fiir die Dauer des
konkreten Anlasses (Baustelle,
Veranstaltung) und mit dichtem, verboten
regelmalig geleertem Behalter
33 Ausbringen von Abwasser verboten
Hinweis: Befreiungsoptionen s. Anlage verboten
2 Ziffer 3
3.4 Anlagen zum gezielten Einleiten | nur zulassig bei ausreichender
von gesammeltem Reinigung durch flaichenhafte
Niederschlagswasser ins Versickerung liber den bewachsenen
Grundwasser oder Oberboden
" w verboten
Oberflachengewasser,
einschlieRlich Regenklar- und
Regenriickhaltebecken, zu
errichten oder zu erweitern
3.5 Abwasserleitungen und nur zulassig fir Freispiegel- oder
zugehorige Anlagen zu errichten | Unterdruckleitungen zum Ableiten
oder zu erweitern des im Wasserschutzgebiet
anfallenden Abwassers (kein
Durchleiten von auRerhalb des
Wasserschutzgebietes gesammeltem
Abwasser), wenn der schadensfreie
verboten

Zustand der Entwasserungsanlagen
vor Inbetriebnahme durch
Dichtheitspriifung, bei
Freispiegelanlagen zusatzlich durch
eingehende Sichtpriifung, nach den
allgemein anerkannten Regeln der
Technik nachgewiesen wird.
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in der Weiteren

in der Engeren

Schutzzone Schutzzone
Nr. (Zone 1M1 (Zone )
4, bei Verkehrswegen, Platzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgarten; sonstigen
Handlungen im Freien
4.1 Straflen, Wege und sonstige nur zuldssig ohne wesentliche nur zuldssig fur
Verkehrsflachen (Flachen nach § . offentliche Rad-, Feld-
< v ’
9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB, Minderung (< 10 %) der und Waldwege, be-
landwirtschaftliche sowie Schutzfunktion der schrankt-offentliche
gewerbliche Hofflachen, die der . . Wege, Eigentumer-
run riiberdeckung, fiir .
Zufahrt, dem Umschlagen und Grundwasseriiberdeckung, fi und Privatwege, ohne
der voriibergehenden Lagerung o GemeindeverbindungsstraRen, | Gelandeeinschnitte
dienen konngn) zu errichten Kreis-, Staats-, Bundesstrafen, und Pel breitflachigem
oder zu erweitern Versickern des
wenn die Richtlinien fir ungesammelt
. fli
bautechnische Malnahmen an ap lieRenden
Niederschlagswassers
Strallenin
Wasserschutzgebieten (RiStWag)
in der jeweils geltenden Fassung
beachtet werden
o sonstige Flachen unter
Berticksichtigung von Nr. 3.5
o sonstige Wege wie in Zone ll
4.2 Verwenden von Baumaterialien
mit auswaschbaren oder
auslaugbaren
wassergefahrdenden Stoffen
. . verboten
(z. B. Recyclingmaterial,
Schlacke, Impragniermittel),
insbesondere beim Straflten-,
Wege-, und Eisenbahnbau
4.3 Baustelleneinrichtungen, nur zuldssig fur
Baustofflager zu errichten oder | Baustelleneinrichtungen und die
zu erweitern unvermeidbare Lagerung der fiir die
Baumafinahme bendtigten Baustoffe,
wobei auswaschbare oder verboten
auslaugbare Materialien
witterungsgeschiitzt zu lagern sind
(auf die Nrn. 2.2 und 2.7 wird
hingewiesen)
4.4 Bade- oder Zeltplatze nur zuldssig mit Abwasserentsorgung
einzurichten oder zu erweitern; | liber eine dichte
verboten

Camping aller Art

Sammelentwdsserung unter
Beachtung von Nr. 3.7 und 3.8
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in der Weiteren

in der Engeren

Schutzzone Schutzzone
Nr. (Zone 1M1 (Zone )
4.5 Sportanlagen zu errichten oder |- nur zuldssig ohne wesentliche
zu erweitern .
Minderung (< 10 %) der
Schutzfunktion der
Grundwasseriiberdeckung und mit
Abwasserentsorgung lber eine
dichte Sammelentwdsserung
gemaR Nr. 3.7 und 3.8 sowie mit
. . . r n
jederzeit ausreichender Anzahl verbote
befestigter, ordnungsgeman
entwasserter Parkplatze unter
Beachtung von Nr. 5.1
- verboten fur
Tontaubenschiefanlagen und
Motorsportanlagen
4.6 Offentliche Veranstaltungen - nur zuldssig mit ordnungsgemaRer
durchzufiihren
Abwasserentsorgung und
ausreichenden, befestigten
Parkplatzen (wie z. B. bei verboten
Sportanlagen)
- verboten fiir Gelandemotorsport
4.7 Friedhofe zu errichten oder zu
. verboten
erweitern
4.8 Flugplatze einschl.
Sicherheitsflachen,
Notabwurfplatze, militérische verboten
Anlagen und Ubungsplatze zu
errichten oder zu erweitern
49 Mllltarlsc.he Ubungen nur Durchfahrt auf klassifizierten StralRen zuldssig
durchzufiihren
4.10 Anwendung von nur zuldssig mit fachrechtlicher

Pflanzenschutzmitteln auf
Freilandflachen, die nicht der
land- oder forstwirtschaftlichen
oder gartnerischen Produktion
dienen (z. B. Verkehrswege, fiir
die Allgemeinheit bestimmte
Flachen wie Rasensport- und
Golfplatze)

Genehmigung nach § 12 Abs. 2
PflSchGi. d. jeweils giiltigen Fassung

verboten
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in der Weiteren in der Engeren
Schutzzone Schutzzone
Nr. (Zone 1M1 (Zone )
411 Diingen mit Stickstoffdiingern | nur zuldssig bei standort- und nur zuldssig bei
bedarfsgerechter Diingung mit den standort- und
nach Nrn. 6.1 bis 6.3 zuldssigen bedarfsgerechter
Stoffen Diingung mit
Mineraldiinger
5. bei baulichen Anlagen
5.1 bauliche Anlagen und
zugehorige Kfz-Stellplatze (ohne verboten
Nr. 4.1) zu errichten oder zu
erweitern
5.2 Ausweisung neuer Baugebiete verboten
53 Stallungen zu errichten oder zu verboten
erweitern?
5.4 Anlagen zum Lagern und
Abfiillen von Jauche, Gillle, verboten

Silagesickersaft, Festmist und
Garfutter (JGS-Anlagen)® zu
errichten oder zu erweitern

5.5 gewadsserbauliche

Veranderungen vorzunehmen,
welche Grundwasserstromung verboten
und -beschaffenheit
beeinflussen kdnnen

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und géartnerischen Flachennutzungen

6.1 Diingen mit Giille, Jauche,
Festmist, Festmistkompost und wie Nr. 6.2 verboten
Garresten

6.2 Diingen mit sonstigen nur zuldssig unter Einhaltung aller aktuellen fachlichen Regeln

organischen und mineralischen | und Rechtsvorschriften
Stickstoffdlingern (ohne Nr. 6.3)

2 Beziglich der Grundanforderungen wird auf die Anlage 7 ,,Anforderungen an JGS-Anlagen® der Verordnung iber
Anlagen zum Umgang mit wassergefdhrdenden Stoffen (AwSV), sowie auf die entsprechenden ,, Technischen
Regeln wassergefahrdende Stoffe (TRwS) JGS-Anlagen®, DWA-Arbeitsblatt A 792 in der jeweils aktuellen Fassung
hingewiesen, die nahere Ausfiihrungen zur baulichen Gestaltung (u. a. Leckageerkennung) und zu Betrieb und
Uberwachung enthalten; auf aktuellen Stand gemaR AwSV ist zu achten.

3 nach §2 Abs. 13 AwSV
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in der Weiteren

in der Engeren

Schutzzone Schutzzone
Nr. (Zone 1M1 (Zone )
6.3 Ausbringen oder Lagern von
- Stoffen nach
Abfallverzeichnis-Verordnung
(insbesondere Schlamme
jeglicher Art), verboten,
- klarschlammhaltigen ausgenommen Kompost
Diingemitteln, - mit RAL-Priifzeugnis ,,geeignet fiir
WSZ 111 verboten
- Dlingemitteln bzw. Garresten
bzw. Kompost mit Anteilen - aus der Eigenkompostierung in
von behandelten oder Hausgarten
unbehandelten Bioabfallen
oder
tierischen Nebenprodukten
6.4 Lagern von Festmist, nur zulassig fir Kalkdiinger;
Sekundarrohstoffdiinger oder | Mineraldiinger und Schwarzkalk verboten
Mineraldilinger auf (auf die Pflicht zur dichten Abdeckung
unbefestigten Flachen gegen Niederschlag wird hingewiesen)
6.5 Lagern von Garfutter oder nur zuldssig in allseitig dichten
Garsubstrat auRerhalb Foliensilos bei Siliergut ohne verboten
ortsfester Anlagen Garsafterwartung sowie Ballensilage
6.6 Beweidung jeglicher Art, nur zuldssig auf Griinland, Feld- und
Freilandtierhaltung (auch in Kleegras ohne flachige Verletzung der
Zusammenhang mit Grasnarbe (siehe Anlage 2, Ziffer 6) verboten
ortsveranderlichen oder flir bestehende Nutzungen, die
Gefliigelstallen), Koppel- und unmittelbar an bereits vorhandene
Pferchtierhaltung Stallungen gebunden sind
6.7 Wildfutterplatze und
Wintergatter zu errichten; verboten
Wildkirrungen, Aufbrechen und
Vergraben von Wild/Wildresten
6.8 Anwendung chemischer
Pflanzenschutzmittel aus
verboten
Luftfahrzeugen oder zur
Bodenentseuchung
6.9 Bewasserung landwirtschaftlich | nur zulassig bis zu einer
oder gartnerisch genutzter Bodenfeuchte von 70 % der
Freilandflachen nutzbaren Feldkapazitat und mit verboten

Dokumentation der taglichen
Bewasserungsmengen
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in der Weiteren

in der Engeren

Rundholz

Schutzzone Schutzzone

Nr. (Zone 1M1 (Zone )

6.10 landwirtschaftliche Drane und verboten, verboten,
zugehorige Vorflutgraben ausgenommen Instandsetzungs- und | ausgenommen
anzulegen, zu andern oder zu Pflegemalnahmen an bereits Instandsetzungs- und
erneuern bestehenden Einrichtungen, mit PflegemalRnahmen an

schonenden Verfahren 1 Woche nach | bereits bestehenden
Anzeige beim Landratsamt Einrichtungen, mit
Oberallgau schonenden Verfahren
nach Befreiungi.S.v. §
4 dieser Verordnung
beim Landratsamt
Oberallgau
6.11 Umbrechen von Dauergriinland verboten
6.12 Anlegen von Riickegassen nur zuldssig unter Beachtung des LfU- | nur zuldssig wie in
Merkblattes 1.2/10 ,,Forstwegebau Zone lll, 4 Wochen
und Holzernte im nach Anzeige beim
Wasserschutzgebiet® Landratsamt
Oberallgau

6.13 forstliche HiebmalRnahmen, nur zuldssig im Rahmen schonender Bewirtschaftung gem. Art.
Kahlhiebe und wirkungsgleiche | 14 BayWaldG; Kahlhiebe nur in besonders begriindeten Fallen
MalRnahmen (wie z. B. Windwurf, Schadlingsbefall, etc.) Befreiungi. S.v. § 4

dieser Verordnung durch das Landratsamt Oberallgdu (siehe
Anlage 2 Ziff. 8)

6.14 Rodung verboten

6.15 Lagerung von Hackschnitzeln nur zuldssig fir unbehandeltes
auflerhalb von Gebduden Material und bei standiger Abdeckung verboten

gegen Niederschlage

6.16 Nasskonservierung von verboten

(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sdmtliche unter den Nrn. 1 bis 6 aufgefiihrten Handlungen verboten.
Das Betreten ist nur zulassig fiir Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung durch Befugte
des Tragers der 6ffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschiitzt ist, oder der von ihm
Beauftragten.

§4

Befreiungen

(1) Firdie Erteilung von Befreiungen von Einschrankungen, Verboten und Handlungspflichten des § 3 sowie von

Duldungs- und Handlungspflichten nach §§ 6 und 8 gilt § 52 Abs. 1 Satze 2 und 3 WHG.

(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG ist widerruflich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen

verbunden werden und bedarf der Schriftform.

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Oberallgédu vom Grundstiickseigentiimer verlangen, dass der

frithere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der

Wasserversorgung erfordert.

(4) Sind fiir die Zwecke der Wassergewinnung und -ableitung Befreiungen von Verboten und Beschrankungen des

§ 3 Abs. 1 und 2 beziiglich der Nummern 3.5 und 5.1 erforderlich, so hat der Trager der 6ffentlichen




§5

§6
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Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschiitzt ist, oder der von ihm Beauftragte die erforderlichen
Baumaflinahmen und Schutzvorkehrungen frithzeitig mit dem Wasserwirtschaftsamt abzustimmen. Fiir
dringende Abhilfemafinahmen in Notféllen gilt die Befreiung als erteilt, sofern zustandige

Kreisverwaltungsbehorde, Wasserwirtschaftsamt und staatliches Gesundheitsamt verstandigt sind.

Beseitigung und Anderung bestehender Einrichtungen

Die Eigentiimer und Nutzungsberechtigten von Grundstiicken innerhalb des Schutzgebiets haben die
Beseitigung oder Anderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen
und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des
Landratsamts Oberallgdu zu dulden, sofern sie nicht schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die

Einrichtung zu beseitigen oder zu andern.

Fiir Malnahmen nach Abs. 1 ist nach § 52 Abs. 4 WHG i.V.m. §§ 96 - 98 WHG und Art. 57 BayWG Entschadigung

zu leisten.

Handlungs- und Duldungspflichten (§ 52 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 WHG)

Die Eigentiimer und Nutzungsberechtigten von Grundstiicken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden,
dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der anderen Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von

Hinweiszeichen kenntlich gemacht werden.

Sie haben ferner Probenahmen von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten Diingemitteln und
Pflanzenschutzmitteln durch Beauftragte des Landratsamtes Oberallgdu zur Kontrolle der Einhaltung der

Vorschriften dieser Verordnung zu dulden.

Sie haben ferner die Entnahme von Boden-, Vegetations- und Wasserproben und die hierzu notwendigen
Verrichtungen auf den Grundstiicken im Wasserschutzgebiet durch Beauftragte des Tragers der 6ffentlichen

Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschiitzt ist, oder des Landratsamts Oberallgau zu dulden.

Sie haben ferner das Betreten der Grundstiicke zur Wahrnehmung der Eigeniiberwachungspflichten gemaR §
52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 WHG und gemaR & 3 der Verordnung zur Eigeniliberwachung von Wasserversorgungs- und
Abwasseranlagen (Eigeniiberwachungsverordnung - EUV) in der jeweils geltenden Fassung durch Bedienstete
des Tragers der 6ffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschiitzt ist, oder von ihm hiermit
Beauftragtezu gestatten, die hierzu erforderlichen Auskiinfte zu erteilen und technische Ermittlungen und

Prifungen zu ermoglichen

Sind Aufzeichnungen nach dieser Verordnung vorzunehmen, sind diese auf Verlangen dem Beglinstigten

und/oder dem Landratsamt Oberallgau innerhalb von 4 Wochen vorzulegen.
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§7 Ausgleichsleistungen und Entschadigung (Art. 32, 57 BayWG, § 52 Abs. 4, 5 WHG)

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung erhéhte Anforderungen
festsetzt, die die ordnungsgemafie land- oder forstwirtschaftliche Nutzung einschranken oder
Mehraufwendungen fiir den Bau und Betrieb land- oder forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen nach Maltigabe
des Art. 32 Satz 1 Nr. 2 BayWG zur Folge haben, ist fiir die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein
angemessener finanzieller Ausgleich nach Art. 32i.V.m. Art. 57 BayWG zu leisten. Die Hohe ergibt sich aus den

zum Erreichen des Schutzzwecks tatsachlich erforderlichen Einschrankungen oder Mehraufwendungen.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung das Eigentum
unzumutbar beschrankt und diese Beschrankung nicht durch eine Befreiung nach
§ 4 oder durch andere Mallnahmen vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist {iber die Falle des § 5 Abs. 2

hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG i.V.m. §§ 96 - 98 WHG und Art. 57 BayWG Entschadigung zu leisten.

§8 Pflichten des Tragers der 6ffentlichen Wasserversorgung, die durch diese Verordnung geschiitzt ist

(Begiinstigter)

(1) Der Begiinstigte hat den Fassungsbereich wirksam gegen den Zutritt Unbefugter, gegen Zufluss von
Niederschlags- und Schmelzwassern sowie vor Beeintrachtigungen der schiitzenden Bodendecke und ggf. der
Fassungsanlagen infolge tieferer Durchwurzelung und Windwurf zu schiitzen. Bereits vorhandene Baume sind

bodenschonend zu entfernen, entstandene Verletzungen der Bodendecke umgehend zu beheben.

(2) Der Beglinstigte hat bei nicht 6ffentlichen StraRen, Wegen und Platzen zur Kennzeichnung die Hinweiszeichen
auf eigene Kosten zu beschaffen und an den Stellen anzubringen und zu unterhalten, an denen es die jeweilige
Kreisverwaltungsbehorde anordnet. Dies gilt auch fiir oberirdische Gewdsser und sonstige Stellen, an denen

eine Kennzeichnung erforderlich ist.

(3) Der Begiinstigte hat die Engere Schutzzone mindestens vierteljéhrlich, die Weitere Schutzzone mindestens
einmal pro Jahr zu begehen. Festgestellte VerstoRe gegen die Anordnungen der Schutzgebietsverordnung sind
in das Betriebstagebuch einzutragen und in den Jahresbericht nach § 5 EUV aufzunehmen. Sofern eine
Mangelbeseitigung in einer der Gefahrdungslage und Zumutbarkeit angemessenen Frist nicht erreicht werden

kann, sind das Landratsamt Oberallgau und das Wasserwirtschaftsamt Kempten zu verstandigen.

Das Verbot der Diingung mit Glille, Jauche, Festmist, Garresten aus Biogasanlagen und Festmistkompost in der
Engeren Schutzzone ist mindestens einmal im Monat zu kontrollieren. Verstoéfie sind dem Landratsamt

Oberallgdu unverziiglich mitzuteilen.
Die Begehungen und Kontrollen sind im Jahresbericht nach § 5 EUV zu dokumentieren.

(4) Der Beglinstigte hat die Vorlage der Aufzeichnungen gemaR § 3 Abs. 1 Nr. 4 und § 5 EUV, i.V.m. § 52 Abs. 1 Nr. 3
WHG, jahrlich vollsténdig und unaufgefordert vorzunehmen. Dies betrifft insbesondere auch die Daten zur

Rohwasserbeschaffenheit.
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§9 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a und § 103 Abs. 2 WHG, Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit Geldbufie bis zu flinfzigtausend

Euro belegt werden, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. einer Beschrankung, einem Verbot oder einer Handlungspflicht nach § 3 Abs. 1 und 2 zuwiderhandelt oder

einer Pflicht nach § 8 nicht nachkommt,

2. eineim Wege einer Befreiung nach § 4 zugelassene Handlung vornimmt, ohne die mit der Befreiung

verbundenen Inhalts- und Nebenbestimmungen zu befolgen,

3. Anordnungen oder MaBnahmen nach den §§ 5 und 6 nicht duldet.

§10 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt fiir den Landkreis Oberallgdu in Kraft.

Sonthofen, den 23.01.2025

Landratsamt Oberallgau

Indra Baier-Miiller

Landratin
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2185/2

Anlage 1 zur Verordnung des Landratsamtes
Oberallgau vom 23.01.2025

flir das Wasserschutzgebiet Kalberschachen,
Gemeinde Bolsterlang

Sonthofen, 23.01.2025

LANDRATSAMT OBERALLGAU

Indra Baier-Miiller
Landratin

. Kalber chach




Anlage 2
Erlduterungen und Maftgaben zu § 3 Abs. 1,Nrn. 2,3,5und 6

Die Anzeige nach 2.2,2.3,2.6, 5.4, 5.5, 5.6 muss Angaben zum Betreiber, zum Standort und zur Abgrenzung

der Anlage, zu den wassergefahrdenden Stoffen, mit denen in der Anlage umgegangen wird, zu

bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweisen sowie zu den technischen und organisatorischen
MaRnahmen, die fiir die Sicherheit der Anlage bedeutsam sind, enthalten.

1. Wassergefdhrdende Stoffe (zu Nr. 2)

Beziiglich der Einstufung wassergefahrdender Stoffe ist Kapitel 2 der ,Verordnung liber Anlagen zum
Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV)“ zu beachten.

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefdhrdenden Stoffen (zu Nrn. 2.2, 2.3 und 2.6)

a)

Errichtung und Erweiterung in der Weiteren Schutzzone (Zonen Ill A und |1l B) fiir Anlagen nach Ziffer
2.2 sind nur zulassig:

1. oberirdische Anlagen der Gefahrdungsstufen A bis C (gem. § 39 AwSV) und oberirdische Anlagen
fiir aufschwimmende fliissige Stoffe (z. B. biogene Ole wie Rapsél) gemaR § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7
AwSYV, die in einem Auffangraum aufgestellt sind, sofern sie nicht doppelwandig ausgefiihrt und
mit einem Leckanzeigegerat ausgeriistet sind; der Auffangraum muss das maximal in den Anlagen
vorhandene Volumen wassergefdhrdender Stoffe aufnehmen kdnnen,

2. unterirdische Anlagen der Gefahrdungsstufen A und B und unterirdische Anlagen fiir
aufschwimmende fliissige Stoffe (z. B. biogene Ole wie Rapsol) gemaR § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AwSV,
die doppelwandig ausgefiihrt und mit einem Leckanzeigegerat ausgeriistet sind,

3. oberirdische Anlagen fiir feste Gemische gemaR § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 AwSV, entsprechend den
Anforderungen des § 26 Abs. 1 AwSV.

Die Anzeige-, Fachbetriebs-, Uberwachungs- und Priifpflichten gemaR AwSV sowie die Priiffristen
gemal Anlage 6 zur AwSV gelten in der gesamten Weiteren Schutzzone (Zonen Ill Aund 11l B) und in
der engeren Schutzzone (Zone Il), auch fiir bereits bestehende Anlagen.

Unter Nr. 2.2 kénnen auch Abfalle z. B. im Zusammenhang mit Kompostieranlagen oder
Wertstoffhofen fallen. An die Bereitstellung von Hausmiill aus privaten Haushalten zur regelmaRigen
Abholung (z. B. Miilltonnen) werden keine weitergehenden Anforderungen gestellt.

fiirin Zone 11l B nach Nr. 2.6 zuldssige Erdwarmekollektoren oder fiir im Schutzgebiet bereits
bestehende Erdwarmekollektoren oder Erdwarmesonden (Nr. 2.3) sind mindestens die materiellen
Anforderungen nach § 35 Abs. 2 AwSV einzuhalten. Es sind nur Warmetragermedien auf
Propylenglykol-Basis nach aktueller LAWA-Positivliste zuladssig. Der Verteilerschacht ist
flissigkeitsdicht und fiir Kontrollen zugdnglich auszufiihren. Der Schacht und alle einsehbaren
Anlagenteile sind regelmaRig durch Sichtpriifung auf Dichtheit zu kontrollieren. Die selbsttatige
Uberwachungs- und Sicherheitseinrichtung fiir den Leckagefall ist spatestens alle 30 Monate durch
einen Fachbetrieb auf ihre Funktionsfahigkeit zu liberpriifen. Fiir neue Erdwarmekollektoren ist das
Rohrleitungssystem in PE100-RC oder PE-X auszufiihren; zum Schutz vor etwaigen spateren
Erdarbeiten ist die genaue Lage planlich zu dokumentieren und bei der Wiederverfiillung (siehe Nr.
1.2) durch ein dehnungsfahiges Trassenwarnband 50 cm oberhalb der Anlagenteile zu markieren.

3. Ausbringen von Abwasser (zu Nr. 3.4)

Fiir abgelegene Anwesen nach Art. 41, Abs. 2 BayBO kann in der weiteren Schutzzone Il Aund Il Bim

Einzelfall auf Antrag im Rahmen einer Befreiung der Ausbringung des Gemisches aus vorbehandelten

Abwassers mit Gllle/Jauche zugestimmt werden, wenn die diinge- und abfallrechtlich ordnungsgemafe
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Entsorgung oder Verwertung gesichert ist. In der engeren Schutzzone Il kommt eine Befreiung

regelmaliig nicht in Betracht.

4. Abwasseranlagen sowie Grundstiicksentwasserungsanlagen einschlieBlich Kleinkldranlagen zu

betreiben (zu Nr. 3.8)

Tabelle 1: Einzuhaltende Priiffristen

Behandlungsanlagen/
Leitungstyp

Priifungsintervalle/Priifungsart

Weitere Schutzzone lll A/B

Engere Schutzzone |

1. Offentliche Abwasseranlagen

1.1 Abwasserbehandlungsanlagen,
Mischwasserentlastungsbauwerke,
Regenklar- und Riickhaltebecken

Dichtheitspriifung
alle 10 Jahre

Dichtheitspriifung

alle 3 Jahre*

1.2 kommunale Abwasserleitungen
und Schachte

eingehende Sichtpriifung
alle 5 Jahre,
Dichtheitspriifung
alle 10 Jahre

Dichtheitspriifung

alle 3 Jahre*

2. Private Abwasseranlagen

2.1 Abwasserleitungen und
Schachte fiir hausliches Abwasser

eingehende Sichtpriifung
alle 10 Jahre

Dichtheitspriifung
alle 5 Jahre

2.2 Kleinklaranlagen

Dichtheitspriifung
alle 10 Jahre

Dichtheitspriifung

alle 3 Jahre*

2.3 Abwasserleitungen und
Schachte fiir gewerbl. / industrielles
Abwasser

nach einer Behandlungsanlage

eingehende Sichtpriifung
alle 10 Jahre

Dichtheitspriifung
alle 5 Jahre

2.4 Behandlungsanlagen fir
gewerbl. / industrielle Abwasser,
Abwasserleitungen und Schachte
vor einer Behandlungsanlage

Dichtheitspriifung
alle 5 Jahre

Dichtheitspriifung
alle 3 Jahre

fiir Druckleitungen gelten grundsatzlich halbierte Priiffristen

Nachweis der erstmaligen Priifung nach Erlass dieser Verordnung innerhalb von 2 Jahren

*Anderungsantrage konnen im Rahmen einer Befreiung beflirwortet werden, wenn kein ,sehr hohes®
Gefahrdungspotential vorliegt. Die Beurteilung des Gefahrdungspotentials gem. LfU-Merkblatt 4.3/16

durch ein hydrogeologisches Fachbiiro ist vom Betreiber zu beauftragen und die Einstufung zusammen

mit einem Vorschlag fiir die Verldngerung des Priifintervalls der KVB vorzulegen.

5. Stallungen und JGS-Anlagen (zu Nr. 5.3,5.4 und 5.5)
5a) Stallungen und JGS-Anlagen errichten oder erweitern (zu Nr. 5.3 und 5.4)
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Die einschlagigen Regeln der Technik, insbesondere DIN 1045, DIN 11622 und das DWA-Arbeitsblatt A 792,
sind zu beachten. Das Errichten und Instandsetzen der Anlagen darf nur durch einen Fachbetrieb nach §
62 AwSV erfolgen. Der Betreiber hat den ordnungsgemaRen Zustand der Anlagen einschlief3lich der
Rohrleitungen vor Inbetriebnahme, nach einer Erweiterung (und wiederkehrend alle 5 Jahre) durch einen
Sachverstandigen nach AwSV priifen zu lassen.

Eine Errichtung, wesentliche Anderung oder Erweiterung der Anlagen ist mindestens 6 Wochen im Voraus
der zustandigen Kreisverwaltungsbehorde mit den erforderlichen Antragsunterlagen anzuzeigen. Die
Planunterlagen sind zur friihzeitigen Klarung von Ausgleichsanspriichen nach Art. 32 Satz 1 Nr. 2 BayWG
auch dem Wasserversorgungsunternehmen vorzulegen. Der Beginn der Bauarbeiten ist bei der
Kreisverwaltungsbehorde und dem Wasserversorgungsunternehmen 2 Wochen vorher anzuzeigen.

Planbefestigte (geschlossene) Flachen, auf denen Kot und Harn anfallen, sind fliissigkeitsundurchlassig
(Beton mit hohem Wassereindringwiderstand, rechnerische Rissbreite 0,2 mm) auszufiihren und jahrlich
durch Sichtpriifung auf Undichtigkeiten zu kontrollieren.

5aa) Stallungen

Bei Giillesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieblich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, die einzeln
auf Dichtheit priifbar und jederzeit ohne wesentliche Beeintrachtigung des laufenden Betriebes
reparierbar sind.

Der Speicherraum fiir Giille bzw. Jauche sowie die Zuleitungen sind baulich so zu gliedern, dass eine
Reparatur jederzeit ohne wesentliche Beeintrachtigung des laufenden Betriebes moglich ist. Dies kann
durch einen zweiten Lagerbehalter oder eine ausreichende Speicherkapazitat der Giillekanale
gewahrleistet werden.

Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung aus in Zone Il A vorhandenen Anwesen entstehen,
gelten ebenfalls als ,,in dieser Zone bereits vorhandene Anwesen*.

Fiir Glllekeller, Gullekandle und Rohrleitungen gelten die Anforderungen an JGS-Anlagen.
5ab) JGS-Anlagen

Grundsatzlich diirfen nach AwSV Anlage 7, Nr. 2.1 fiir JGS-Anlagen nur Bauprodukte, Bauarten oder
Bausatze verwendet werden fiir die die bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweise unter
Beriicksichtigung wasserrechtlicher Anforderungen vorliegen.

JGS-Lageranlagen fiir flissige, allgemein wassergefahrdende Stoffe diirfen unabhéngig vom
Gesamtvolumen nur mit einem Leckageerkennungssystem errichtet und betrieben werden.

JGS-Lageranlagen fiir feste, allgemein wassergefahrdende Stoffe diirfen bei Lagerh6hen liber 3 m oder
mehr als 1.000 m?® Lagervolumen nur mit einem Leckageerkennungssystem errichtet und betrieben
werden, das bei Undichtheit die Leckagen in einen dichten Behalter ableitet.

Die Dichtheit von JGS-Behaltern sowie von Giille- bzw. Jauchekanadlen ist mittels
Leckageerkennungssystem im Rahmen der Eigeniiberwachung mindestens vierteljahrlich zu
kontrollieren; eine jahrliche Fremdiiberwachung ist zu ermdglichen. Fiir das Leckageerkennungssystem
ist ein bauaufsichtlicher Verwendbarkeitsnachweis erforderlich (z. B. DIBt-Zulassung Z-59.26). Die
besonderen Bestimmungen der Zulassung sind zu beachten.

Bei Fahrsilos sind die Fugen in der Bodenplatte und aufgehenden Wanden dauerhaft dicht auszufiihren
z. B. mit Fugenbandern oder -blechen.

Bei JGS-Anlagen im engen raumlichen und funktionalen Zusammenhang mit Biogasanlagen (vgl. § 2 Abs.
14 AwSV) gelten die Anforderungen an Biogasanlagen in § 3 Nr. 2.4 WSG-VO zu beachten.
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5b) Dichtheitspriifung fiir bestehende JGS-Anlagen (zu Nr. 5.5).

Firim Schutzgebiet bereits bestehende JGS-Anlagen gelten die Anforderungen der Ziffer 10 des DWA-
Arbeitsblattes A 792 hinsichtlich der Dichtheitspriifung unabhangig vom Anlagenvolumen, sofern keine
Leckageerkennung vorhanden ist.

Die Priifintervalle betragen:

e Weitere Schutzzone lll: 5 Jahre

Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhaltung (zu Nr. 6.7)
Eine flachige Verletzung der Grasnarbe liegt dann vor, wenn das wie bei herkdmmlicher Rinderweide

unvermeidbare Mal} (linienférmige oder punktuelle Verletzungen im Bereich von Treibwegen,

Viehtranken etc.) Giberschritten wird.

Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und gértnerische
Nutzungen (zu Nr. 6.12):

e Weinbau

e Beerenanbau

e Hopfenanbau

e Tabakanbau

e Gemiiseanbau (ausgenommen Feldgemiise im Rahmen der iiblichen Fruchtfolge)
e Zierpflanzenanbau

e Baumschulen und forstliche Pflanzgarten

e Energiepflanzenanbau, der einer liblichen ackerbaulichen Nutzung nicht vergleichbar ist (z. B.
Energiewalder, Kurzumtriebsplantagen mit chemischer Unkrautregulierung)

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf die Verlegung im Rahmen
des ertragsbedingt erforderlichen Flachenwechsels bei gleichbleibender GroRe der Anbauflache. Eine
Befreiungsperspektive gem. § 52 Abs. 1 Satz 3 besteht insbesondere fiir Kulturen, die ohne chemischen
Pflanzenschutz und intensive Diingung betrieben werden.

Kahlhiebe und wirkungsgleiche MaRnahmen (zu Nr. 6.14)
Kahlhieb liegt vor, wenn auf einer Waldflache in einem oder in wenigen kurz aufeinander folgenden

Eingriffen alle aufstockenden Baume entnommen werden, ohne dass bereits eine ausreichende

tbernehmbare Verjingung vorhanden ist. Zusatzlich zum schlagartig einsetzenden erheblichen
Nahrstoffiiberangebot bewirkt der gleichzeitige Umschlag des Bestandsklimas in
Freiflaichenbedingungen eine massive Mineralisation organischer Substanz mit schubweiser
Nitratauswaschung ins Grundwasser. Eine dem Kahlhieb wirkungsgleiche Malinahme ist die Lichthauung,
bei der nur noch vereinzelt Biume stehen bleiben und dadurch ebenfalls Freiflachenbedingungen
entstehen. Kahlhiebe sind nach Art. 14 BayWaldG im Hochwald zu vermeiden, im Schutzwald eigens
erlaubnispflichtig. Erscheint im sachlich begriindeten Einzelfall ein Kahlhieb o. a. im Wasserschutzgebiet
unumganglich, so bedarf dieser der Befreiungdurch die Kreisverwaltungsbehdrde, unter der
Voraussetzung, dass eine wesentliche Beeintrachtigung der Grundwasserbeschaffenheit dadurch nicht zu
besorgen ist.
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Ist nach Kalamitaten infolge von Windwurf, Schneebruch oder durch Schiadlingsbefall eine umgehende
Aufarbeitung erforderlich und nur durch die Entnahme aller geschadigten Baume und daher u.U. nur
durch Kahlhieb maglich, so geniigt die Anzeige beim Landratsamt Oberallgdu unter Vorlage der
forstfachlichen Feststellung und Bestatigung der Notwendigkeit und Dringlichkeit durch den
zustandigen Revierleiter des Amtes fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten. Unbeschadet Nr. 6.15
bleibt eine Rodung verbliebener Wurzelstocke verboten (bzw. in unausweichlichen Fillen einer
Befreiung nach § 4 dieser Verordnung vorbehalten.

38

Sonthofen, den 04.02.2025

el

Indra Baier-Miiller
Landratin

D\g::lswgmer\ von Amtsblatt, Lg\;er;aatig::; Amts b I att,
< Landratsamt
baum zozszos ey Oberallgau

Seite 39 von 39
Dieses Dokument ist digital signiert.



		LRA Oberallgäu
	2025-02-03T15:01:46+0100
	Sonthofen
	Amtsblatt, Landratsamt Oberallgäu
	Ich bestätige die Genauigkeit und Richtigkeit des Dokuments




